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Fast 5 Jahre sind wir unermüdlich aktiv im Kreistag. Nun wollen wir Ihnen und Euch eine 

Zusammenfassung unserer Arbeit bereitstellen.  

Wir, dass sind:  
 

Jutta Krumbach 
Fraktionsvorsitzende 

 
Finanzausschuss 
Personalausschuss 
Ausschuss für Berufsbildende Schulen 
Stellvertretende Vorsitzende der Kreistagsgruppe 

 
 
 
 

Dr. Harten Voss 
Umweltpolitischer Sprecher 

 
Direkter Vertreter im Kreisausschuss 

Feuerschutzausschuss 
Ausschuss für Umwelt und ländlichen Raum 

 
 
 

 
Charles M. Sivers 
stv. Fraktionsvorsitzender 
Schulpolitischer Sprecher 
 
Kreisausschuss 
Jugendhilfeausschuss 
Schul- und Kulturausschuss 
Ausschuss für Wirtschaft, Verkehr und Tourismus 
Betriebsausschuss f. d. Eigenbetrieb Breitbandausbau 
AG Schülerbeförderung 
 

 
Steffen Lenzen 

Sozialpolitischer Sprecher 
 

Ausschuss für Gebäudewirtschaft 
Jugendhilfeausschuss 

Sozialausschuss 
AG Bürgerbeteiligung 
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Fünf intensive Jahre gehen für uns am 31.10.2021 zu Ende. Der neue Kreistag wird am 12. 
September gewählt und am 02. November 2021 werden die neuen Mandatsträger und 
Mandatsträgerinnen mit der konstituierenden Kreistagssitzung ihr Mandat aufnehmen. 
 
In unserer Arbeit haben wir immer großen Wert darauf gelegt, unserem Gewissen und unserer 
liberalen und freidemokratischen Sichtweise treu zu bleiben. Als Fraktion haben wir einen 
engen Austausch gepflegt und Themen intensiv diskutiert. Ebenso auch innerhalb der FDP im 
Kreisverband, im Kreisvorstand und in den Ortsverbänden. Es war und ist eine spannende 
Arbeit, die wir überwiegend mit Freude geleistet haben und immer noch leisten. Innerhalb der 
Fraktion waren wir nicht immer der gleichen Meinung. Wir haben es aber geschafft, die 
unterschiedlichen Sichtweisen zu respektieren und konstruktiv zusammen zu arbeiten. 
Außerhalb der Fraktion stand für uns die sachliche Auseinandersetzung mit den anderen 
Fraktionen im Vordergrund, wie ebenfalls auch innerhalb der Partei. Polemik und Bedienung 
der Sensationspresse haben wir ebenso vermieden wie populistische Äußerungen oder 
persönliche Verunglimpfungen. So haben wir als relativ kleine Fraktion zu einer 
Versachlichung in den Gruppen-, Ausschuss- und Kreistagssitzungen beigetragen. 
 
Mit dem Eintritt von Steffen Lenzen als Einzelabgeordneten in unsere Fraktion und dann auch 
mit seinem Eintritt in die FDP konnten wir unseren Status im Kreistag deutlich ausbauen und 
auch in der Gruppenbildung zusammen mit der CDU, WGL und den Unabhängigen vieles 
durchsetzen. So nehmen Dr. Harten Voss als Mitglied des Aufsichtsrates des AKH, Charles M. 
Sievers beim Abfallzweckverband und Steffen Lenzen im Sparkassenzweckverband wichtige 
zusätzliche Mandate ein, die neben einem Mehr an Arbeit auch ein Mehr an Kontroverse und 
Verantwortung bedeuten. 
 
Seit Beginn unserer Kreistagsarbeit haben wir zu unterschiedlichen Themen Anträge gestellt. 
Diese Anträge mit dem Hinweis auf die Ergebnisse (soweit es bereits Ergebnisse gibt) finden 
Sie in dieser kurzen Zusammenfassung. Vielfach gingen den Anträgen Anfragen voraus oder 
Nachfragen ergaben sich aus der Antragsdiskussion in den Ausschüssen. Wir haben 
nachgefragt beim Landrat: zu artenschutzrechtlichen Fragen, viele Fragen zur Kalihalde in 
Wathlingen, zum Rettungsdienst, zum Personalschlüssel, zur Grundwasserversalzung, zur 
Sparkassenfusion, dem AKH, dem Stellenplan des LK, zum WLAN-Ausbau, zur Mietwerttabelle, 
zu den Kreisstraßen, zu Schulen, zur KFZ-Zulassung und Raumluftfiltern usw. Nicht immer 
haben wir adäquate Antworten erhalten, manches tauchte ein Thema eine Zeit später „an 
anderer Stelle“ wieder auf. Z. B. als in der Presse über Personalprobleme in der 
Zulassungsstelle berichtet wurde – „nur“ eineinhalb Jahre nach unserer Anfrage. 
Kommunalpolitik ist eben auch Durchhaltevermögen, Kreativität, eine gute 
Frustrationstoleranz und ein guter Zusammenhalt im eigenen Team. Mit diesem Wissen in 
„der Hinterhand“ konnten wir einiges erreichen. Auch in der Zusammenarbeit mit den 
Gruppenpartnern. 
 
Neben Anträgen und Anfragen haben wir auch viele Gespräche und Treffen „außer der Reihe“ 
geführt in Vorbereitung und zur Gestaltung unserer politischen Arbeit. Z. B. mit unseren 
Mandatsträgern in den Gemeinden und Städten des Landkreises, den Tagesmüttern im 
Landkreis Celle, der Bürgerinitiative gegen die Umzingelung mit Windkrafträdern in Roxhüllen, 
der Bürgerinitiative zur Kalihalde in Wathlingen, dem AKH, der Bürgerinitiative für den 
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Weiterbau der Ostumgehung, dem Landvolk, dem Feldberegnungsverband, den Dezernenten 
des Kreistags zu verschiedensten Themen (Pflegstützpunkt, Breitbandausbau, dem neuen 
Sozialdezernenten usw.), Informationenbesuche zu Raumluftfiltern verschiedener Anbieter 
und natürlich haben uns Parteifreunde und auch Bürgerinnen und Bürger zu den 
unterschiedlichsten Themen angesprochen.  
 
Wie das in der nächsten Kreistagsperiode sein wird, wird die Zeit zeigen müssen. Der 
Kommunalwahlkampf wird voraussichtlich immer noch unter starken Corona-Einflüssen 
stehen. Überhaupt hat Corona das vergangene Jahr entscheidend geprägt auch in der Arbeit 
des Kreistages und der Ausschusssitzungen. Auf einmal eröffneten sich Möglichkeiten, die 
davor schon aus datenschutzrechtlichen Gründen angezweifelt wurden, z. B. Online-
Sitzungen. Dabei mussten wir erkennen (wenn wir es nicht schon wussten), dass Deutschland 
ein digitales Entwicklungsland ist, in dem nicht nur die Schulen nicht vernünftig ausgestattet 
sind und es auch sonst viele Entwicklungsbedarfe gibt. Hier wird in den nächsten Jahren viel 
nachzuholen sein. Wir werden uns da alle gemeinsam anstrengen müssen. 
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Thema Kalihalde in Wathlingen  
 
Das Thema Kalihalde Wathlingen hat unsere Fraktion schon aus der vorangegangenen 
Kreistagsperiode auch diese ganze Amtszeit begleitet. In guter Zusammenarbeit mit dem 
Ortsverband der SG-Wathlingen, unserem Kreisvorsitzenden R. Kudrass und unserem 
Landtagsabgeordneten J. Bode haben wir dieses Thema immer wieder mit Anträgen und 
Nachfragen in den Kreistag getragen. Im Ergebnis konnten wir dadurch in der Kreistagssitzung 
vor der Sommerpause 2020 ein großes Einvernehmen über die parteilichen Grenzen hinaus 
gemeinsam mit der Gruppe, aber auch mit den übrigen Fraktionen erreichen und Kali+Salz mit 
der geplanten Abdeckung und allen aus unserer Sicht damit einhergehenden Belastungen für 
Menschen und Umwelt Einhalt gebieten.  
 
Von Anfang an haben wir dabei die Intransparenz des gesamten Genehmigungsverfahrens 
kritisiert und deutlich Stellung bezogen gegen die Vorabgenehmigungen für die 
Recyclinganlage für die Haldenabdeckung, ebenso gegen die Vorabgenehmigung des 
Regenwasserrückhaltebeckens, die gefühlt in „Nacht und Nebel“ erfolgten und uns vor 
vollendete Tatsachen stellen sollte. Bis heute heben wir keine Klarheit über das Ausmaß der 
Grundwasserversalzung. Diese Offenlegung werden wir weiter fordern. Wichtig ist, dass die 
Kreispolitik weiter in dem Verfahren involviert bleibt und wir nicht komplett ausgebootet 
werden. Sonst könnte es sein, dass mit ministeriellem Erlass das LBEG das Verfahren ganz an 
sich zieht und die Halde entsprechend den K&S Plänen abgedeckt wird. Und dass nicht immer 
wieder Genehmigungen vom LBEG in kleinen Schritten erfolgen, sondern dass es ein gutes Ziel 
wäre, dass das Kalisalz soweit wie möglich wieder nach untertage zurückbefördert wird.  
 
 
 
 
 
 

Die Bürgerinitiative Wathlingen  
informierte die FDP-Kreistagsmitglieder, 

unseren FDP-Landtagsabgeordneten und    
den FDP-Kreisvorsitzenden über ihre 

Bedenken zur geplanten Abdeckung der  
Kalihalde in Wathlingen 
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Antrag auf freies WLAN auf dem Gelände des Landkreises 

 
Der Antrag wurde von uns im Mai 2017 eingereicht, entschieden wurde darüber im 

Dezember 2019 mit dem Ergebnis, dass 2020 eine neue WLAN-Struktur für freies WLAN auf 

dem Landkreis Gelände aufgebaut wurde. 

 

 

 

Das Thema Mobile Retter App 

 
Der Rettungsdienst lag der Fraktion stets am Herzen. Nicht nur die Neuausschreibung des 

Rettungsdienstes haben wir mit Sachkunde begleitet, sondern auch die Einführung der 

mobilen Retter-App als notwendig und überfällig bezeichnet und entsprechend für die 

Einführung gestimmt.    

 

 

              

Antrag zum Thema Resolution Wolf (Gruppenantrag) 

 
Im August 2017 wurde gemeinsam von der Gruppe CDU-FDP-WGL und Unabhängige eine 

Resolution zum Thema Wolf auf den Weg gebracht. Damit sollten unsere Ansichten an die 

Landesregierung weiterleiten, wie zum Beispiel, dass der Wolf ins Jagdrecht aufgenommen 

wird und Problemwölfe konsequent entnommen werden können. Eine Übernahme der 

Schäden durch Wölfe mit umgekehrter Beweislast sollte den Landwirten, wie auch den 

Hobbyweidetierhaltern zu einer vereinfachten Entschädigung verhelfen. Der Antrag wurde 

im November 2017 im Kreistag beschlossen. 

 

 

 

Antrag auf Einführung eines Standardtarifs für Schülermonatskarten 
der Sekundarstufe II 
 
In unserem Antrag vom November 2017 forderten wir einen einheitlichen Tarif für alle Schülerinnen 
und Schüler der Sekundarstufe II. Ihnen sollte damit ermöglicht werden, mit einem Standarttarif 
befördert zu werden, egal wie weit der Schulweg ist.  
 
Unser Antrag wurde im Kreisausschuss mit einer Maßgabe für den Landkreis Celle abgelehnt. Der 
Landkreis wurde vom Kreisausschuss damit beauftragt, beim Land Niedersachsen sich für die 
Umsetzung der Koalitionsvereinbarung im Bereich der kostenfreien Schülerbeförderung für den 
Sekundarbereich II einzusetzen.  
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Antrag auf Erfassung der Funkverbindungen in den verschiedenen 
Orten des Landkreises  
 
Mit dem Antrag vom November 2017 sollte ermitteln werden, wie der Landkreis Celle mit 

den verschiedenen Funkverbindungen aufgestellt ist. So sollte der Landkreis herausfinden, 

welche Funkverbindungen in den einzelnen Orten möglich sind. Dieser Antrag sollte die 

Grundlage für einen Antennenmastausbau im Zuge des Ausbaus des kreiseigenen 

Glasfasernetzes darstellen. Im März 2018 stellte der Landkreis eine Präsentation mit den 

einzelnen Funkverbindungen im Landkreis Celle dar. In der Antwort des Landkreises zu 

unserem Antrag hieß es unter anderem wie folgt: Um eine Versorgung mit 5G zu erreichen, 

dass z.B. das autonome Fahren ermöglichen könne, sei laut Experten im ländlichen Raum 

nach aktuellem Stand der Technik eine ca. Verhundertfachung der Mobilfunkmasten 

erforderlich. Der Landkreis bearbeite dieses Thema, die Kommunen könnten aber aus 

rechtlichen Gründen nicht eigenständig aktiv werden und es bleibe daher im Moment nur 

die Kommunikation und ggf. eine gute Verhandlung mit den Anbietern, um auf freiwilliger 

Basis etwas zu erreichen. Hier spreche er auch mit Vodafone, so der Mitarbeiter des 

Landkreises. 

 

 

 
 

 

 

2017 Besuch der Bürgerinitiative 

„Gegenwind“ in Roxhüllen. Diese 

setzte sich gegen die Umzingelung 

ihrer Siedlung mit Windrädern ein. 

 
 
 
 
 

Weiterführung der Arbeit an der Erich-Kästner- Förderschule in 
Bergen und der Pestalozzischule in Celle 
 
Als Eileinbringung im Februar 2018 in den Kreistag wollten wir durchsetzen, dass die Erich-

Kästner-Förderschule in Bergen sowie die Lernhilfezweige der Pestalozzischule in Celle 

weitergeführt werden. Hier konnten wir im April 2018 den Erfolg erringen, dass die 

Förderschwerpunkte Lernen der Pestalozzischule bis zum Schuljahr 2027/28 fortgeführt 
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werden und sofern mehr als 32 Anmeldungen erfolgen, eine Außenstelle in Wathlingen 

eingerichtet wird.  

 

Dies ist ein kleiner Erfolg, nachdem wir 2014-2016 zusehen mussten, wie das Land 

Niedersachen unter rot-grüner Regierung das funktionierende System der Förderschulen 

ohne Not vorzeitig auf dem Altar eines völlig unausgegorenen Inklusionsdogmas opferte. Ein 

Vorgehen, das dem wichtigen Thema „Inklusion“ nicht gerecht wurde – nicht gerecht 

werden konnte. 

 

 

 

Zusammenarbeit mit Vodafone, das Mobilfunknetz flächendeckend  
im gesamten Landkreis auf 5G auszubauen 
 
Der Antrag aus Mai 2018 schließt an den vorherigen Antrag der Erfassung von 

Funkverbindungen im Landkreis Celle an. Mit dem Antrag wollten wir ein flächendeckendes 

Mobilfunknetz nach 5G Standard erreichen. Leider ist für ein solches Unterfangen nicht der 

Landkreis zuständig, sondern der Bund mit seinem Frequenzversteigerungssystem. Hier 

bleibt zu hoffen, dass die Wirtschaft auch an die ländlichen Regionen denkt und die Zukunft 

der Dörfer nicht vergessen und verschlafen wird. 

 

 

 

Veränderungen des RROP ist frühzeitig den Kreistagsabgeordneten 
zu begründen und zu erläutern 

 
Das RROP (Regionales Raumordnungsprogramm) beinhaltet unter anderem die Einteilung 

von Landschafts- und Naturschutzgebieten. Damit ist dies ein großes und umfassendes Feld, 

mit dem sich die Kreistagsabgeordneten beschäftigen mussten. Auch hier wieder galt es 

genau hinzuschauen, damit der Landkreis mit seinen Veränderungen bei der Realität bleibt. 

Hierzu war es aus unserer Sicht äußerst wichtig, genügend Zeit zum Lesen der Änderungen 

zur Verfügung zu bekommen. Ebenso wichtig war es uns, dass die Veränderungen plausibel 

waren und den Mitgliedern des Kreistages erläutert wurden. Genau darauf zielte unser 

Antrag vom Juni 2018 hin. Erfreulicherweise hatte die Kreisverwaltung noch bevor unser 

Antrag abschließend behandelt wurde, selber gehandelt und diesen Antrag umgesetzt. 
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Ausweisung der FFH-Gebiete „Aller“ und Örtze als 
Landschaftsschutzgebiete 
 
Im Dezember 2018 ging es mit unserem Antrag in die winterliche Natur der Aller. Der 

Landkreis wollte das gesamte FFH-Gebiet (Flora Fauna Habitat) der Aller als 

Naturschutzgebiet ausweisen. Kurzum, es ist alles verboten, was nicht explizit erlaubt ist. 

Wir wollten einen anderen Weg einschlagen, der mehr Bewegungsspielraum für die 

Naturliebhaber unter uns zulässt. So sollten nur gewisse Bereiche als Naturschutzgebiete 

ausgewiesen werden, der Rest sollte als Landschaftsschutzgebiet gesichert werden. Unser 

Antrag fand im Kreistag im Juni 2019 leider keine Mehrheit, jedoch wurde in einem weiteren 

Antrag, welcher zusammen mit der CDU-FDP-WGL-UB Gruppe gestellt wurde, dieses Thema 

für uns positiv beschlossen. Die Verwaltung wurde beauftragt, eine Landschaftsschutz-

verordnung zu erarbeiten, die den Anforderungen aller Regierungsebenen entspricht, sich 

allerdings auf die geringstmöglichen Einschränkungen beschränkt.  

 

  

 

Aller und Örtze sind mittlerweile beide als Landschaftsschutzgebiete ausgewiesen.  

Hier wurde das erfolgreiche Zusammenspiel zwischen den Mandatsträgern der FDP in den 

Landkreisgemeinden mit der Kreistagsfraktion besonders deutlich. Und auch, dass es uns 

gelungen ist, dies in der Kreistagsgruppe (auch als Folge, dass wir das Thema schon 2016 in 

den Gruppenvertrag haben aufnehmen können) durchzusetzen – gegen den Widerstand der 

Verwaltung und auch des Landrates. 

 

 

Feststellung sowie Senkung des CO2-Ausstoßes des ÖPNV 

 
Die Reduzierung des CO2-Ausstosses um 50% in den nächsten 15 Jahren war unser Ziel, mit 

dem wir den Antrag im Juni 2019 auf den Weg brachten. So sollte die Verwaltung im ersten 

Schritt den momentanen CO2-Ausstoss der Busflotte der CeBus ermitteln lassen, um diesen 

sukzessive herunterfahren. In einer Präsentation der CeBus im Februar 2020 wurde uns 

anschaulich erklärt, dass CeBus sich schon selbst ein ähnliches Ziel gesetzt habe. So will 

Blick auf Angelbecksteich 

bei Oldendorf in der 

Nähe von Hermannsburg, 

Herbst 2019 
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CeBus den CO2-Ausstoß bis 2025 um 15% und bis 2030 um 30% reduziert haben. Leider gibt 

es keine konkreten Zahlen, wieviel CO2 denn unsere ÖPNV-Busflotte derzeit produziert. 

 

 

 

Besuch der provisorischen 

Rettungswache in Lachendorf 

 

 

 

 

 

 

 
Änderung der Richtlinien für die Förderung der Jugendarbeit 
 
Ferienerholungsmaßnahmen für sozial benachteiligte Kinder waren bei diesem Antrag unser 

Thema. Der Landkreis hatte in seinen Richtlinien für die Förderung von Jugendarbeit eine 

Mindestdauer von 7 Tagen für Ferien- und Erholungsmaßnahmen in der entsprechenden 

Satzung stehen. So mussten teilnehmende Kinder mindestens 7 Tage auf solch einer Fahrt 

sein, um überhaupt einen Zuschuss gewährt zu bekommen. Kürzere Fahrten, zum Beispiel 

über ein verlängertes Wochenende, waren in dieser Reglung so nicht vorgesehen. Beim 

Jugendamt der Stadt Celle konnte ein Förderantrag für Ferien- und Erholungsmaßnahmen 

schon bei 3-Tagesfahrten gestellt werden, allerdings wurde diese Richtlinie des Landkreises 

mit Übernahme des Jugendamtes der Stadt Celle nicht angepasst. Mit unserem Antrag im 

Juli 2019 wollten wir diesem Missstand Abhilfe schaffen. Schon im September 2019 teilte 

uns die Verwaltung mit, dass dieser Passus in der Richtlinie genauso umgesetzt wurde, wie 

wir es gefordert hatten und unser Antrag damit als erledigt zu betrachten sei.  

 

 

 

Drei Anträge, ein Thema: die Mietwerttabelle des Landkreises Celle 
 
Im Januar 2019 wurden die Kreistagsmitglieder mit der neuen Mietwerttabelle überrascht. 

Um bis zu 90 Euro sollten die Übernahmekosten der Unterkunft für Mitbürger und 

Mitbürgerinnen, welche Transferleistungen beziehen, gesenkt werden. Im Schnellverfahren 

wollten wir durchsetzen, dass die alte Mietwerttabelle von 2017 wieder mit einem Zuschlag 
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von 10% eingesetzt wird. Dieser mündliche Antrag im Februar 2019 fand keine Mehrheit, 

weil die Kreisverwaltung rechtliche Bedenken hatte. Die Ersteller des Gutachtens wurden 

daraufhin zur Klärung in den Ausschuss eingeladen, doch auch diese wussten nicht so recht 

mit ihren Zahlen umzugehen. Mit unserem Antrag auf Einsicht in die erfassten und zugrunde 

gelegten „Rohdaten“ im Juli 2019 wollten wir uns selbst ein Bild machen und natürlich auch 

die Möglichkeit für alle anderen Kreistagsmitglieder schaffen. Nach Einsicht in die äußerst 

abstrakten Rohdaten stand für uns fest, dass das Konzept, auf das sich die Mietwerttabelle 

stützte, absolut unschlüssig war. Im August 2019 stellten wir daher einen Antrag mit der 

Forderung, die neue Mietwerttabelle mit ihrem unschlüssigen Konzept für nichtig erklären 

zu lassen und die „alte“ Mietwerttabelle mit ihren Werten +10% anzuerkennen. Die 

Mehrheit der Kreistagsmitglieder lehnte unseren Antrag auf Vorschlag der Verwaltung ab, 

ebenso der Landrat und der damalige Sozialdezernent. Nach viel Recherchearbeit haben wir 

im August 2020 nun einen Antrag auf Einführung eines Mietspiegels gestellt. Im November 

2020 stimmte als erstes Gremium der Sozialausschuss diesem Antrag zu. Das liegt wohl auch 

daran, dass die Verwaltung den Antrag unter dem neuen Sozialdezernenten genauso 

umsetzten will. Allerdings müssen wir uns hier noch ein wenig gedulden, da die derzeitige 

Mietwerttabelle leider noch bis Ende 2022 gilt. 

 

 

 

Umweltbewusste Schulen dank Abfallmanagement 
 

„Schule for Future“? Wohl eher nicht. In unserem Antrag im November 2019 wollten wir die 

Kreisverwaltung dazu bewegen, dass Abfallmanagement und den verantwortlichen Umgang 

mit Müll an den Schulen zu verbessern. Unsere Vorstellung darüber, dass, wenn der Müll 

schon durch die Schülerinnen und Schüler effizient getrennt wird, weniger Kosten für die 

Müllgebühren anfallen, fand keinen Anklang in der Kreisverwaltung. Diese verwies darauf, 

dass es ja schon ein jährliches Projekt gibt, in denen den Schülerinnen und Schülern auf die 

Notwendigkeit zum schonenden Umgang mit Ressourcen hingewiesen werden. Ein 

wirkliches Abfallmanagement können wir darin allerdings nach wie vor nicht entdecken. 

 

 

 

Ausgleichsflächen an kreiseigenen Straßen und Radwegen 
 

Mit unserem Antrag im November 2019 wollten wir den Gemeinden im Landkreis mögliche 

Ausgleichsflächen zur Verfügung stellen. Diese werden notwendig, wenn in den Gemeinden 

Flächen versiegelt werden. Mit unserem Antrag wollten wir die Seitenstreifen an 

kreiseigenen Straßen und Radwegen den anliegenden Gemeinden für mögliche 

Anpflanzungen wie Vogelhecken überlassen. Dieser Antrag wurde abgelehnt, da die 

Verwaltung diese Seitenstreifen als nicht geeignete Ausgleichfläche ansah und Bedenken 

bezüglich des Sicherheitsabstands zum Straßenverkehr hatte.   
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Alles Corona oder was? 
 

In einem gemeinsamen Antrag der Kreistagsfraktion und der Celler Stadtratsfraktion haben 

wir angeregt, bei sämtlichen öffentlichen Versorgungseinrichtungen darauf hinzuwirken, 

Abschlagszahlungen von den Unternehmen im Landkreis, in den Städten und Gemeinden für 

die Monate April und Mai zu storniert werden und danach den tatsächlichen Verbräuchen 

angepasst werden, ohne dass insoweit Anträge von den Verbrauchern gestellt werden 

müssen. Die unvorhersehbaren krisenbedingten Umsatzeinbußen sind für viele 

mittelständische Unternehmen, für Einzelunternehmer und Kulturschaffende dramatisch 

und existenzgefährdend. Diese Anregung fand große Unterstützung – auch bei den 

Versorgungseinrichtungen (z. B. SVO und CUN). 

 

Es kam der erste Lockdown und keiner wusste, wie es weitergehen wird. „Wie ist es um die 

Finanzsituation des Landkreises und seinen Gemeinden bestellt, wenn viele Einnahmen 

Corona-bedingt wegbrechen?“ Das wollten wir mit einem Antrag im Mai 2020 hinterfragen. 

Da wussten wir noch nicht, dass wir wohl im Mai 2021 noch immer in einem Lockdown 

festsitzen. Da auch die Kreisverwaltung keine Ahnung hat, wie lange uns Corona noch 

umklammert, schiebt sie unseren Antrag, mit der Auflistung, welche Leistungen zur Not 

eingefroren werden können, vor sich her. 

 

 

 

Einführung eines Sozialpasses 
 

Viele Bürgerinnen und Bürger, die Transferleistungen beziehen, haben es schwer, am sozial-

kulturellen Leben teilzuhaben. Aus diesem Grund wollten wir einen Sozialpass für den 

Landkreis Celle ins Leben rufen. Er sollte benachteiligten Menschen ermöglichen, vergünstigt 

mit dem ÖPNV zu fahren oder günstiger in Museen und Bäder zu gelangen. Bisher wurde 

unser Antrag noch nicht abschließend behandelt.  

 

 

Ortstermin der Baustelle der Ortsfeuerwehr in Scheuen 
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Corona-freie Luft in Schulen und kreiseigenen Gebäuden        
 

Im Winter bei Minusgraden, Sturm und unangenehmen Wetterverhältnissen ist ein 

ordentliches Lernen bei geöffnetem Fenster kaum möglich. Wie soll man eine Klassenarbeit 

schreiben, wenn der Wind einem das Blatt vom Tisch weht, oder der Regen durch das offene 

Fenster ins Gesicht peitscht? Dem wollten wir mit unserem Antrag auf Luftfilteranlagen in 

kreiseigenen Schulen und Gebäuden entgegenwirken. Der Kreisverwaltung war das zu viel 

Geld und die Luftfilteranlagen wären angeblich bisher nicht ausreichend getestet. Auch der 

Aspekt, dass die Luftfiltergeräte einen positiven Effekt für Allergiker haben und jedem 

weiteren sachlichen Argument wurde vehement und sehr emotional begegnet. Daher wurde 

unser Antrag vom Oktober 2020 im Dezember desselben Jahres im Kreistag mehrheitlich 

abgelehnt.  

 

 

 

MINT-Schulen im Landkreis Celle fördern 
 

Mit unserem Antrag vom Oktober 2020 möchten wir Schulen im Landkreis Celle, die einen 

überdurchschnittlichen guten Unterricht in den Fächern Mathematik, Informatik, 

Naturwissenschaften und Technik (MINT) anbieten, sich für das Exzellent-Netzwerk MINT-

Schule Niedersachen qualifizieren zu können. Damit dürften die Schulen dann den Titel 

„MINT-Schule Niedersachsen“ tragen und würden von einem guten Netzwerk profitieren 

können.  

 

 

 
  

Hydrogeologie, Pumpenleistung, 

Wasserzähler, alles zum Thema 

Feldberegnung wurde der 

Kreistagsfraktion bei einem 

Besuch des Landvolkes im 

Sommer 2020 erklärt. 

 

 

 

 

 



  
  
  
  
   

14 
 

Personalkostenüberprüfung nach Corona (Gruppenantrag) 
 

Der Kreisverwaltung werden immer mehr Aufgaben übertragen, dies benötigt auch mehr 

Personal. Damit geht eine Gefahr einher, dass der Landkreis die Personalkosten nicht mehr 

geschultert bekommt und die kreisangehörigen Städte und Gemeinden über die Kreisumlage 

immer mehr belastet. Daher fordern wir eine Personal- und Organisationsuntersuchung in 

Form einer Potentialanalyse. Angesichts der pandemischen Lage wollen wir die 

Kreisverwaltung entlasten und fordern daher die Kreisverwaltung auf in der zweiten 

Jahreshälfte 2021 entsprechende Vorschläge zu erarbeiten.  

 

 
 

 

 

Niedersächsischer Weg (Gruppenantrag) 
 

Wir möchten, dass bei der Stellenbesetzung für den Niedersächsischen Weg der 
Bewerberkreis auch auf die Landwirtschafts- und Agrarkultur ausgeweitet wird. Damit 
wollen wir erreichen, dass sich auch Akteure aus diesem Bereich auf die entsprechende 
Stelle bewerben können.  
 

 
 
 
 
 



  
  
  
  
   

15 
 

Versetzte Unterrichtszeiten (Gruppenantrag) 
 

Durch Corona hat sich die Situation in den Bussen zu Schulanfangs- und Endzeiten noch 
einmal verschlechtert. Gerade in den Bussen kann der Mindestabstand welcher gerade jetzt 
nötig ist nicht gewährleistet werden. Daher forderten wir den Kreistag auf, die Schulzeiten zu 
versetzten, damit eine Entzerrung und damit eine Möglichkeit der Mindestabstände in den 
Bussen möglich ist. Dieser Antrag wurde von den Schulen abgelehnt, da ein nicht 
abzusehender organisatorischer und auch personeller Aufwand erwartet wurde. 
 
 
 
 
 
 

 

Besuch im AKH Celle (kein medizinischer Notfall). 
 Die Kreistagsfraktion hatte ein offenes Ohr für die 

verschiedensten Anliegen. 
 

 

 

     

 

             

Kreistagssitzung Dezember 2019 – noch ganz ohne Abstandsregeln! 

November 2019 – die Entscheidung ist gefallen. 

Es geht weiter mit dem Bau der Ostumgehung. 

 



  
  
  
  
   

16 
 

 

 

 

 

 

Eure Kreistagsfraktion 2016-2021 

Einhaltung des Mindestabstandes und 

Mund-Nase-Schutz bei der Kreistagssitzung 

in der alten Exerzierhalle der Stadt im 

Sommer 2020. 


